
In Moskau beschlossen die Außenminister der Alliierten, durch 
eine Empfehlung an den Alliierten Kontrollrat in Berlin, die demo
kratische Bodenreform für ganz Deutschland sicherzustellen. Die 
alten antidemokratischen und reaktionären Kräfte der Großgrund
besitzer waren inzwischen nicht müßig, sondern entfalten vielmehr 
eine sehr aktive Tätigkeit gegen jeden Versuch einer wirklich 
demokratischen Bodenreform.

So betont die „Arbeitsgemeinschaft des Grundbesitzes" _______
lies Großgrundbesitzer —, die im Sommer 1946 in Schleswig- 
Holstein unter Führung von Dr. Graf Westfalen-Fürstenberg ins 
Leben gerufen wurde, in einem Rundschreiben vom 18. März 
1947, daß sie sich als besondere Aufgabe die „Bearbeitung der 
Bodenreform" gesetzt habe. Sie trete für eine „schlichte Behand
lung dieser Fragen ein und stehe in Verbindung mit den maß
geblichen amtlichen Stellen". Ihr stehe zur Erfüllung ihrer Auf
gaben der von „Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft gegründete 
Beratungsring landwirtschaftlicher Betriebe e. V." zur Seite. 
Namen wie Graf Bruckdorf-Ahlefeld, von Bethmann-Hollweg, 
Graf Reventlow, Graf Plathen überschatten den Kreis um Dr. 
Hagedorn-Schrevenborn, Röder-Stendorf und Dipl.-Landwirt 
Barthold mit ihrem Anhang, die im Vorstand des „Beratungs- 
ringes landwirtschaftlicher Betriebe e. V." in ihrem Auftrag die 
Bauern Schleswig-Holsteins in den „demokratischen" Bauern
organisationen mit ihren „Beratungen" in Wirklichkeit an die 
Junker ausliefern und damit verraten.

Der Zweck dieser Interessenvertretung der Junker ist — wie 
es in dem Rundschreiben heißt —, die „ernährungswirtschaftliche 
Leistung möglichst aller Großbetriebe über 100 ha in Schleswig- 
Holstein zu ermitteln, da ein diesbezüglicher Nachweis für die 
Vertretung der Interessen des Großgrundbesitzes in der Boden
reform sowie bei anderen sich bietenden Anlässen, z. B. auf 
dem Gebiete der Erfassung ..., unerläßlich ist." Man weist dar
auf hin, daß sich die Organisation auf Hannover, das Rheinland 
und auch auf Bayern, also auf beide Westzonen, erstreckt. 
Dabei muß man beachten, daß es eine merkwürdige demo
kratische Gepflogenheit im Westen ist, dieser Interessenorgani
sation der Junker ihre, die demokratische Bodenreform sabotie
rende Tätigkeit zu erlauben, während den wirklich demokrati
schen Bauernorganisationen die Betätigung erschwert oder gar 
unterbunden und die militär-behördliche Anerkennung versagt 
wird. Die in den fragwürdigen Bodenreformgesetzen vieler 
Länder der Westzonen enthaltene Bestimmung, nach der es dem 
Gesetzgeber gestattet ist, „Grundeigentum einer Erbengemein
schaft oder fortgesetzten Gütergemeinschaft als aufgeteilt oder 
auseinandergesetzt anzusehen, sofern die notarielle Beurkun
dung der Aufteilung und Auseinandersetzung innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgte", genügt den 
Junkern nicht. Sie wollen ihren Boden behalten bzw. die Teil
abgabe von Boden gegen Entschädigung so lange hinaus
schieben, bis sie dafür wertbeständige Entschädigung oder gar 
eine den Bodenanwärter schwer belastende vertraglich fest
gesetzte Dauerrente in Naturalien erhalten.

Breiteste demokratische Volkskreise, die unsere Junker im 
Westen kennen, haben diese Entwicklung inzwischen durchschaut 
Sie hoffen nunmehr bereits seit zwei Jahren vergeblich auf eine 
Bodenreform. Es haben sich daher überall große Interessenten
kreise zusammengefunden, um den Kampf für die Bodenreform 
selbst in die Hand zu nehmen, wobei sie die volle Sympathie 
der übergroßen Mehrzahl der Bevölkerung finden. In Bayern, 
in Hessen und anderen Gegenden des Westens haben sie durch 
Fragebogen in den Dörfern alle Bewerber auf Boden erfaßt.

Die namentlichen Listen der Anwärter auf Boden werden den 
Behörden unterbreitet. Diese große Befragungsaktion der Inter
essenten in den Dörfern „Wer braucht Land?" fand zum Beispiel 
in Bayern ein geradezu stürmisches Echo. Die Meldungen waren 
derart zahlreich, daß die „Interessenorganisation der Siedlungs
anwärter" — die sich inzwischen gebildet hat — nicht mehr in 
der Lage war, sie alle einzeln zu beantworten. Sie empfiehlt den 
Anwärtern — und zwar sehr richtig mit dem Hinweis darauf, 
daß die Junker dabei sind, ihre Güter pro forma unter ihre 
Verwalter, Angehörigen, Freunde, Verwandten und Bekannten 
aufzuteilen, um auch der im Gesetz vorgesehenen Teilenteig
nung gegen Entschädigung zu entgehen —, sich überall zusam
menzuschließen und sich das Land, , das nach den vorgesehenen 
Gesetzen für eine Aufteilung in Frage kommt, vorzumerken.

Somit ist also die Bodenreform in den Westzonen endlich 
aus dem erstarrten Zustand der fruchtlosen Debatte in die 
Arena der demokratischen Praxis gestellt worden. Sie wird 
auf diesem Wege erfolgreich voranschreiten, wenn die ganze 
demokratische Öffentlichkeit sie weiter fördert und unterstützt. 
Daher muß sie zur Befruchtung ihrer Tätigkeit danach trachten, 
das breiteste öffentliche Interesse ^Tür die Durchführung der 
Bodenreform noch mehr als bisher wachzurufen und wachzu
halten. Gewerkschaften, Bauernverbände, die Jugend und be
sonders die sozialistischen Parteien haben die Pflicht, sie zu 
unterstützen, damit der Wille des Volkes zur Bodenreform 
immer breitere Kreise zu Aktivität entfacht. Die Bodenreform 
muß zur befreienden, das deutsche Ernährungsproblem mit
lösenden Tat werden.

Die Tätigkeit der Interessengemeinschaft von Bodenbewer
bern in der US-Zone zum Beispiel fußt auf die — allerdings 
völlig unzureichenden — Bestimmungen des „Gesetzes zur Be
schaffung von Siedlungsland und zur Bodenreform". In den zur 
Durchführung des Gesetzes zu wählenden demokratischen 
Organen der Dörfer, Kreise und Bezirke sollen die besten, der 
Sache der Bodenreform treu ergebenen Vertreter der Demo
kratie sitzen. Das sind vor allem die kleinen Bauern, Land
arbeiter und Umsiedler.

1. Sie müssen das Gesetz und seine Ausführungsbestimmun
gen selbst genau studieren, weil sie sie im Interesse der Sied
lungsbewerber auszulegen und zu vertreten haben, und zwar 
gegen diejenigen Kreise, die diese Bestimmungen nur als Mittel 
zur Verhinderung einer wirksamen Bodenreform und im Inter
esse der Junker ausnutzen wollen.

2. Genaue Feststellungen über den bei der Durchführung 
der Bodenreform anfallenden landwirtschaftlich genutzten und 
über den Wald- und Odlandboden der aktiven Nazis, Kriegs
verbrecher, Kriegsinteressenten und Reaktionäre sowie über den
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